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Begründung:        Stadt Angermünde 
 
 
1. Einwendung gegen das Haushaltssicherungskonzept 
 
Die Stadt Angermünde erhebt Einwendungen gegen die Schlüssigkeit des Haushaltssiche-
rungskonzeptes und zweifelt den überragenden Spar- und Konsolidierungswillen des Land-
kreises an.  
 
Das im Zusammenhang mit dem Haushaltsplan 2004 aufgestellte Haushaltssicherungskon-
zept ist die Fortschreibung des Konzeptes des vergangenen Jahres. Insofern muss bei der 
Aufstellung darauf geachtet werden, dass der Übergang in die Fortschreibung fließend ist. 
Dies wurde unter anderem bei der Abrechnung und Fortschreibung der Maßnahmen be-
rücksichtigt. Probleme gab es nur bei der Aufstellung des Finanzplanes innerhalb des Haus-
haltsicherungskonzeptes, weil zum Zeitpunkt der Aufstellung keinerlei Orientierungsdaten 
vorlagen. 
 
In einem Punkt unterscheidet sich das Konzept hinsichtlich der Darstellung gegenüber dem 
Konzept des Haushaltsjahres 2003. Es wurde auf eine Darstellung des Finanzplanungszeit-
raumes bis zum Erreichen des formellen Ausgleichs verzichtet. Diese Vorgehensweise wur-
de im Vorfeld mit der Kommunalaufsicht im Innenministerium abgestimmt. Der Hauptgrund 
für diese Vorgehensweise liegt vor allem darin begründet, dass eine vorausschauende Ent-
wicklung von Einnahmen und Ausgaben bis 2012 einfach nicht möglich ist. Insbesondere 
unter den gegenwärtigen Bedingungen ist es auch zum Teil unmöglich, bestimmte Entwick-
lungen im Finanzplanungszeitraum darzustellen. 
 
Im Runderlass des Ministeriums des Inneren zur Aufstellung von Haushaltssicherungskon-
zepten (5/2000) ist auch nur gefordert, das Jahr zu benennen, in dem der formelle Haus-
haltsausgleich wieder erreicht werden kann. Die Bezeichnung im Deckblatt bezieht sich 
demzufolge auch auf den Finanzplanungszeitraum, der für den Haushaltsplan bindend ist. 
 
Hinsichtlich der dargestellten Maßnahmen und Entwicklungen ist Folgendes auszuführen: 
 
Angesicht der gegenwärtigen und schemenhaft skizzierten zukünftigen Entwicklung der Aus-
gaben insbesondere im Sozial- und Jugendhilfebereich ist es unmöglich, den Haushaltsaus-
gleich aus eigener Kraft zu absolvieren. Ohne eine bessere Finanzausstattung ist ein Um-
kehren dieser Entwicklung äußerst schwierig. Dass auch auf Landesebene diese Situation 
in vollem Umfang erkannt worden ist, zeigt zumindest ansatzweise der Entwurf des Finanz-
ausgleichgesetzes. 
 
Der Landkreis hat aber angesichts der äußerst angespannten Situation alles dazu beizutra-
gen, um ein weiteres Ausweiten des Fehlbetrages zu verhindern. Die im Haushaltssiche-
rungskonzept dargestellten Maßnahmen verdeutlichen das explizit. 
 
Das Haushaltsicherungskonzept des Haushaltes 2003, dem eine vergleichbare Darstellung 
und Ausweisung von Maßnahmen zu Grunde lag, wurde vom Innenministerium genehmigt.  
 
 
 
2. Einwendungen zum Finanzplan  
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Die im Finanzplanungszeitraum dargestellte Einnahmeerhöhung resultiert nicht aus einer 
Anhebung des Umlagesatzes. Bei der Aufstellung des Finanzplanes wurde unterstellt, dass 
die Umlagegrundlagen der Gemeinden steigen. Insofern ist die Ausweisung im Finanzplan 
nur eine gewisse Orientierungsgröße. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Finanzplanes 2003 
– 2007 waren noch keine Orientierungsdaten für künftige Jahre vorhanden.  
 
 
Die Einwendungen der Stadt Angermünde sind zurückzuweisen. 






